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	z Inkasso
Inkasso: Besonders umfangreiche oder schwierige Tätigkeit

Bislang gibt es nur wenig Rechtsprechung zur Inkassodienstleistung und zur 
Höhe der Gebühr in Nr. 2300 Anm. Abs. 2 VV RVG. Nun äußert sich das AG 
Köln, wie der Begriff der Inkassodienstleistung zu verstehen ist (30.10.25, 
131 C 258/25, Abruf-Nr. 251484).

Das AG verweist auf die Legaldefinition in § 2 Abs. 2 S. 1 RDG. Diese Definition 
sei nach dem Willen des Gesetzgebers auch bei Nr. 2300 Anm. Abs. 2 VV RVG 
zugrunde zu legen. Das Gesetzgebungsverfahrens habe bei Inkassodienstleis-
tungen nicht zwischen Rechtsanwälten und Inkassodienstleistern unterschie-
den. Für eine besonders umfangreiche oder schwierige Tätigkeit sei die 
Abweichung von einer typischen Inkassodienstleistung maßgeblich. Ein 
besonderer Umfang komme z. B. in Betracht, wenn zahlreiche Mahnungen 
und weitere Korrespondenz mit dem Schuldner erfolge oder mehrfach Nach-
forschungen zu dessen Aufenthaltsort erfolgen müssen. Eine besonders 
schwierige Tätigkeit liege regelmäßig vor, wenn sich komplizierte Rechtsfra-
gen stellen oder auch ausländisches Recht zu prüfen sei.

Sind die Voraussetzungen nicht erfüllt, ist der Gebührenrahmen auf eine 
Gebühr in Höhe von 0,5 bis 0,9 beschränkt. In einfachen Fällen darf die Gebühr 
die Schwelle von 0,5 nicht überschreiten. Der Höchstsatz bei besonders 
umfangreicher oder schwieriger Tätigkeit liegt bei 1,3.

(mitgeteilt von RA Detlef Burhoff, RiOLG a. D., Leer/Augsburg)
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Anwälte und Inkassodienst-
leister werden bei typischer 
Tätigkeit gleich behandelt

	z Nachlasspflegschaft
Stundensatz von 130 EUR netto ist angemessen

Ein anwaltlicher Nachlasspfleger kann bei vermögenden Nachlässen seit dem 
1.1.24 einen Stundensatz von 130 EUR netto für eine durchschnittliche Tätig-
keit abrechnen. Treffen den Anwalt besondere wirtschaftliche Belastungen, 
kann der Stundensatz zusätzlich angepasst werden, so das OLG Nürnberg 
(24.10.25, 15 Wx 711/25, Abruf-Nr. 251900).

Dem Anwalt wurde mit Beschluss vom 18.12.23 eine Nachlasspflegschaft 
übertragen. Bei seiner Vergütung setzte er später einen Stundensatz von 
130 EUR an. Das AG hielt dagegen einen Stundensatz von 110 EUR für ange-
messen. Das OLG sprach dem Anwalt die beantragte Vergütung zu: Zwar war 
die Sache selbst durchschnittlich gewesen, der Stundensatz allerdings zu 
erhöhen. Die Stundensätze sind nicht in Stein gemeißelt, sondern können 
auch in kürzeren Abständen überprüft und angepasst werden. Zu Recht hatte 
der Anwalt mit der sehr hohen statistisch bestätigten Inflationsrate von 
16,7 Prozent (2020–2023) argumentiert. Allein die Betriebskosten für sein 
zentral gelegenes Anwaltsbüro würden rechnerisch einen erhöhten Satz von 
110 EUR auf 128,37 EUR netto rechtfertigen. Ferner hatte der Gesetzgeber 
auch andere Vergütungen zum 1.1.23 angepasst (Stundensätze für Vormün-
der, § 3 VBVG im Bereich zwischen 15–18 Prozent; Stundensätze für gerichtli-
che Sachverständige, Honorargruppe M 3 gemäß Anlage 1 zu § 9 Abs. 1 JVEG).

(mitgeteilt von Christian Noe B. A., Göttingen)
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Stundensätze können in kur-
zen Abständen geprüft und 
angepasst werden


